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Die politiſche Bedeutung des Berwaltungsgerichtshofes. 
(Auszug aus einem von Hof- und Gerichtsadvocat Dr. Sigmund Weil 
gehaltenen Vortrage.) 

Schluß.) 

Bis hieher habe ich Ihnen nur dargethan, daß und warum, 
wenn ein Rechtsſchutz gegen die Miß- oder Uebergriffe der Verwaltung 
eine innere politiſche Nothwendigkeit iſt, dieſer mit Beruhigung nur in 
die Hände der Juſtiz gelegt werden kann, ich habe Ihnen jedoch noch 
immer nicht dieſe innere Nothwendigkeit ſelbſt nachgewieſen. 

Nun, meine Herren, ich befinde mich in meinen Auseinander⸗ 
ſetzungen fortwährend unterwegs zu dieſem Ziele: es wird ſich Ihnen 
dieſe innere Nothwendigkeit ſofort aus der Natur der Adminiſtration 
und deren Conſecuenzen ergeben, ſobald wir die richterliche und die 
regierende Thätigkeit mit einander vergleichen und die weſentliche Ver— 
ſchiedenheit dieſer beiden bureaukratiſchen Staatsthätigkeiten und der 
denſelben correſpondirenden Gerichts⸗ und Adminiſtrativ-Behörden in's 
Auge faſſen. 
in Ich will nicht gerade behaupten, daß das Geſchäft des politiſchen 
Beamten ſchwieriger ſei, als jenes des Richters, ſoviel aber ſteht feſt, 
daß das Talent zum politiſchen Adminiſtrator ein unvergleichlich ſelteneres 
iſt, als jenes zum Richteramte. 

Zwar iſt es Pflicht und Aufgabe jedes Staatsdieners, er möge 
nun dem Juſtiz⸗ oder dent politiſchen Dienſte angehören, nach ſeinem 
beſten Wiſſen und Gewiſſen dem Geſetze ſeines Staates Genüge zu 
leiſten, aber die Erfüllung eben dieſer Pflicht und Aufgabe iſt ungleich 
schwieriger für den politiſchen als flir den richterlichen Beamten. 


> Iſt der Richter auch nür normal begabt ünd gewiſſenhaft, To 
wird es ihm durchaus nicht ſchwer fallen, ſeiner Aüfgabe auf die 


lobenswertheſte Art gerecht 


x zu werden, denn er findet nicht nur im 
Geſetze ohne Mühe, was 


Rechtens iſt, ſondern es iſt ihm durch die 


Gerichtsinſtruction, „durch die Gerichts-, durch die Strafproceßordnung 
u. dgl. bis in's Detail auch das Verfahren vorgeſchrieben, deſſen er 
ſich bei der Rechtsfindung zu bedienen hat. 

Wie ſo ganz anders geartet ſind aber, wenn man auch von dem 
nicht unwichtigen Umſtaude, daß dieſelben nicht ſo gut geſammelt, daher 
viel ſchwieriger als die Juſtizgeſetze aufzufinden ſind, ganz abſieht — 
die politiſchen Geſetze, Verordnungen und Verfügungen? 

Ich denke hiebei nicht an die ſog. freie Verwaltung, d. h. an 
jene politiſchen Geſetze und Verordnungen, in welchen die Durch— 
führung einer beſtimmten Auſgabe dem pouvoir diserétionnaire 
oder, wie ſich das Geſetz vom Jahre 1875 über die Errichtung eines 
Verwaltungsgerichtshofes ausdrückt, ausdrücklich dem freien Ermeſſen 
einer Verwaltungsbehörde überlaſſen iſt, und kann dies um ſo leichter 
unterlaſſeu, als gemäß § 3, lit, e des ebenerwähnten Geſetzes gerade 
ſolche Angelegenheiten, in denen und inſoweit die Verwaltungsbehörden 
nach freiem Ermeſſen vorzugehen berechtigt ſind, von der Competenz 
des Verwaltungsgerichtshofes ausdrücklich ausgeſchloſſen wurden. Ich 
denke vielmehr an politiſche Geſetze und. Verorduungen, wie fie gewöhn— 
lich und regelmäßig beſchaffen zu ſein pflegen, ſohin an ſolche politiſche 
Normen, wo zwar nicht ausdrücklich ein Theil der Aufgabe dem freien 
Ermeſſen der betreffenden Verwaltungsbehörde überlaſſen wird, wo 
aber gleichwohl über das einzuhaltende Verfahren regelmäßig gar nichts 
geſagt iſt und auch in materieller Beziehung nür die Gründlinien 
verzeichnet zu ſein pflegen, wo es alſo der Lücken genug gibt, deren 
Ausfüllung lediglich dem Tacte, der Schlagfertigkeit, Geiſtesgegenwart, 
kurz dem adminiſtrativen Talente des betreffenden Verwaltungsorganes, 
obendrein häufig in ſolchen Situationen überlaſſen bleibt, in denen nicht 
erft nach vorausgegangener längerer Ueberlegung, ſondern raſch gehandelt 
werden muß. Es iſt nur Ein Beiſpiel ſtatt vieler, wenn ich Sie in 
dieſer Beziehung an die zahlloſen Polizeivorſchriften und die ſich daran 
knüpfende Thätigkeit der Polizeiorgane erinnere. 

Hiemit, hochgeehrte Verſammlung, find wir aber auch ſchon bei 
den mit der admiuiſtrativen oder Regierungsthätigkeit für das Volk 
verbundenen Gefahren angelangt und ſtehen nach deren Schilderung 
nur noch einen kurzen Schritt vom augeſtrebten Ziele. Dieſe Gefahren 
liegen einerſeits in der Opportunität, andererſeits in der Willkür. 

Das Zurückgreiſen des Verwaltungsorgaues auf die Opportunität 
muß zwar nicht, aber es kann außerordentlich ſchädlich wirken aus 
dem gewiß allgemein einleuchtenden Grunde, weil, was dem betreffenden 
Verwaltungsorgane ſubjectiv opportun oder zweckmäßig erſcheint, deshalb 
nicht auch ſchon in Wirklichkeit immer zweckmäßig ſein muß, vielmehr 
unzweckmäßig fein kann und häßfig iſt. 

Nur eine Art des Opportunismus iſt der Fiscaltsmus, der ſich, 
allerdings in Folge der exorbitanten Bedürfniſſe des Staates, bei uns in 
Oeſterreich und nicht nur bei uns, ſondern allenthalben bei Auslegung der 
Steuer- und Gebührengeſetze ſehr breit macht. Der Fiscalismüs beſteht näm- 
lich in nichts Anderem, als darin, daß der Finanzbeamte des modernen 
Staates faſt nie daran zweifelt, daß die Steuer- und Gebührengeſetze 


ſtets im Iutereſſe des Fiscus auszulegen find, daß er aber, falls er 
doch einmal einen Zweifel hegt, was insbeſondere bei unſerem 
Gebührengeſetze doch ſo leicht möglich iſt, ganz im Gegenſatze zum alt⸗ 
römiſchen Grundſatze: „in dubio contra fiscum“, d. h. im Zweifel, 
ſoll das Privatintereſſe des Staatsbürgers vor dem fiscaliſchen den 
Vorzug haben, ſich im Gegentheile immer von der entgegengeſetzten 
Maxime: „in dubio Pro fisco“ leiten läßt. 

Das iſt um ſo bedauerlicher, als ſchon die gerechten finanziellen 
Anforderungen des Staates dem Bürger häufig ſehr wehe thun und 
unter allen Umſtänden von ihm als eine unangenehme Laſt empfunden 
werden, geſchweige denn die ungebührlichen. 

Ich gelange zur Beſprechung der zweiten der früher angedeuteten 
Gefahren, beſtehend in der Willkür. 

Der pfychologiſche Proceß, welcher dieſe zweite Gefahr herauf- 
beſchwört, ſcheint mir ein ſehr einfacher zu ſein. Es wurde ſchon früher 
von mir nach Gebühr hervorgehoben, welch' ein ſeltener Vogel das 
Talent des politiſchen Adminiſtrators ſei. 

Nun will ich gar nicht ſprechen von den Unzukömmlichkeiten, 
welche mit dem gänzlichen Abgange oder dem ſpärlichen Vorhandenſein 
dieſes Talentes unter allen Umſtänden verbunden find, weil ich einer- 
ſeits annehmen muß, es werde die Staatsverwaltüng nach beſtem 
Wiſſen und Gewiſſen den richtigen Mann immer auch an der eichtigen 8 
Stelle verwenden, und weil andererſeits die durch den Mangel des 
Talentes verſchuldeten Schäden keine Beſonderheit gerade der politiſchen 
Adminiſtration ſind. 

Ich nehme im Gegentheile das Vorhandenſein des erforderlichen 
Talentes oder ſogar Genies zur politiſchen Adminiſtration als 
Prämiſſe meiner Concluſionen für mich in Anſpruch. Ich nehme an: 
Ein politiſches Organ beſitzt wirklich dieſes ſeltene Talent, es beſitzt 
wirklich die Gabe, zu herrſchen, zu regieren, und ſo beſitzt es leicht auch 
den dieſem ſeltenen Talente correſpondirenden Fehler, oder es hat, wie 
die Franzoſen dies geiſtreich ausdrücken, auch „les fautes de ses 
qualités“. Aus dem herrſchbegabten wird, mit anderen Worten, gar 
leicht ein herrſchſüchtiger Beamter, zumal wenn er, was nicht ſelten 
geſchieht, durch unhöflichen Widerſpruch oder Widerſtand gereizt wird, 
und die Herrſchſucht wird ganz unvermerkt zur Mutter ſchlimmer 
Willkür. 

Dieſen Geſahren, welche 


unvermeidlich zu Rechtsverletzungen 
durch die Behörden führen, zu begegnen, und bez., wenn ſie actuell 
geworden ſind, abzuhelfen, hat man nun allerwärts im Rechtsſtaate 
und ſo auch bei uns gewiſſe Schutzmaßregeln gegen die politiſchen 
Behörden und Aemter eingeführt. 

Dahin gehören z. B. die Geſetze zum Schutze der perſönlichen 
Freiheit, des Hausrechtes, des Brief- und Schriftengeheimniſſes, die 
drei Staatsgrundgeſetze über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger, 
die richterliche Gewalt und die Ausübung der Regierungs- und Voll⸗ 
zugsgewalt, dahin das Geſetz vom 25. Juli 1867, R. G. Bl. Nr. 101, 
über die Verankwortlichkeit der Miniſter und der durch eben dasſelbe 
Fe Staatsgerichtshof, dahin das Staatsgrundgeſetz über die 

Einſetzung eines Reichsgerichtes, und dahin, meine Herren, gehört auch 
der mittelſt des Geſetzes vom 22. October 1875, R. G. Bl. Nr. 36 ex 1876, 
eingeſetzte Verwaltungsgerichtshof, der im Grunde des $ 2 des eben- 
erwähnten Geſetzes in allen Fallen zu erkennen berufen iſt, in denen 
Jemand durch eine geſetzwidrige Entſcheidung oder Verfügung 
einer Verwaltungsbehörde in ſeinen Rechten verletzt zu ſein 
behauptet. 

Indem ich Ihuen die Nothwendigkeit dieſer Inſtitution aus der 
atur und dem Weſen der politiſchen Adminiſtration entwickelte, führte 
ich gleichzeitig mein Vorhaben aus, Ihnen die innere politiſche Be⸗ 
deutung unſeres Verwaltungsgerichtshofes nachzuweiſen, nachdem ich 
Ihnen in erſter Linie deſſen äußere politiſche Bedeutung aus der 
Thatſache nachgewieſen habe, daß das Geſetz vom 22. October 1875, 
betreffend die Errichtung eines Verwaltungsgerichtshofes, ſelbſt nur die 
Ausführung des Art. 15 des St. G. G. über die richterliche Gewalt, 
ſohin eines hochpolitiſchen Geſetzes, iſt und war. 

Nach der Anſicht Anderer (vgl. Grünwald, der öſterreichiſche 
Verwaltungsgerichtshof, 1875) wäre freilich die politiſche Bedeutung, 
d. h der Grund der Errichtung unſeres Verwaltungsgerichtshofes, 
mit Rückſicht „auf unſeren von hiſtoriſch-politiſchen Individualitäten 
ſtrotzenden Staat“ (S. 6 J. c.) ganz anderswo, nämlich darin zu ſuchen, 
daß ein ſolcher Gerichtshof (S. 8 J. c.) als unbedingt nothwendiges 
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Correlat (ſoll wohl heißen „Correctiv“?) der Parteiregierung und der 
Verantwortlichkeit dieſer parteimäßigen Regierung gegenüber der Parla⸗ 
mentsmajorität exiſtiren müſſe.“ 

Es kann nun allerdings nicht geläugnet werden, daß im con⸗ 
ſtitutionellen Staate eine fortwährende Beeinfluſſung der Adminiſtration, 
reſp. der einzelnen Miniſterien von Seiten der Kammermajoritäten auf 
die mannigfaltigſte Art ſtattfindet, wie hinwiederum gewiſſermaßen im 
Austauſche auch die Majoritäten manchen Wünſchen der Regierung 
bereitwillig entgegenkommen. Deſſenungeachtet kann die Anſicht, wornach 
der öſterreichiſche Verwaltungsgerichtshof ſeine Entftehung der legislato⸗ 
rischen Abſicht verdankt, die conftitutionelle Regierung gegen Uebergriffe 
nationaler Parlamentsmajoritäten in Schutz zu nehmen, nicht als richtig 
zugegeben werden. 

Auf der einen Seite nämlich kommt das eben geſchilderte, bis zu 
einer gewiſſen Grenze ganz legitime Verhältniß zwiſchen Majorität und 
Regierung nicht blos zwiſchen dieſer und nationalen, ſondern ebenſo gut 
zwiſchen dieſer und rein politiſchen Parteien vor und auf der anderen 
Seite finden wir eine Verwaltungsgerichtsbarkeit auch in ſolchen Ländern, 
welche keineswegs unter Nationalitätenkämpfen zu leiden haben, z. B. 
in Frankreich, im kleinen Großherzogthume Baden, im Königreiche 
Preußen, woraus gewiß mit Recht gefolgert werden darf, daß es die 
Ihnen geſchilderten Gründe allgemeiner Natur, reſp. die mit der Ad— 
miniſtration als ſolcher verbundenen Gefahren geweſen ſein dürften, 
welche bei uns wie anderwärts zur Einführung einer Verwaltungs— 
gerichtsbarkeit geführt haben. Daß dieſe Gefahren unter dem Einfluſſe 
des angedeuteten Verhältniſſes zwiſchen Verwaltung und Parlaments- 
majorität noch bedeutend verſchärft werden können, ſoll deshalb nicht 
geläugnet werden. 

Aus dieſer Möglichkeit kann aber um ſo weniger, als in dieſer 
Beziehung damals keinerlei unangenehme Erfahrungen vorlagen, geſchloſſen 
werden, es ſei jenes Verhältniß und jenes Verhältniß allein für die 
Errichtung unſeres Verwaltungsgerichtshofes ausſchlaggebend geweſen. 

Schließlich iſt die Furcht vor einer Art öſterreichiſchen 
Convents, dem übrigens auch der Verwaltungsgerichtshof ſicherlich nicht 
imponiren würde, auf alle Fälle ſehr übertrieben, weil wir in Oeſterreich 
ein parlamentariſches Regime weder bisher hatten, noch gegenwärtig haben, 
noch in Zukunft ſobald haben werden. Ich bekenne mich auch ganz 
offen zu der Anſicht, daß in einem Staatencomplexe, wie der unſerige, 
der ſich nach innen eigentlich zu einem organiſchen Staats— 
ganzen entwickeln ſoll, die Länder ünd Nationalitäten 
zuſammenhaltende Kraft der Krone, die dürch kein parlamentariſches 
Regiment erſetzt werden kann, im wohlverſtandenen Intereſſe dieſes 
großen Reiches noch aüf lange, lange Zeit hinaus ungeſchwächt erhalten 
werden müß. 


Mittheilungen aus der Praris. 


Handelsagenten ſind als ſolche zur vBernfttlung von Gelddarlehen 
nicht berechtigt. 
Mit Decret des Stadtrathes in G. vom 27. September 1884, 
8. 41.334, wurde dem Handelsagenten Franz G. die Vermittlung von 
Gelddarlehen unterſagt und dieſes Verbot mit der Entſcheidung der 
Statthalterei in G. vom 9. November 1884, 3. 20.735, beſtätigt. 
In dem ſeitens des Genannten gegen dieſe Entſcheidung an das 
Miniſterium des Innern ergriffenen Recurſe, reſp. Gnadengeſuche, führt 


Recurrent aus, daß Geld für Leute, welche mit Geldverleihung Gewerbe 


treiben, nur als Waare erſcheine, und daß er in ſeiner Eigenſchaft als 
Handelsagent demnach zur Vermittlung ſolcher Geſchäfte als berechtigt 
angeſehen werden müſſe. 

Das k. k. Miniſterium des Innern gab mit Entſcheidung vom 
6. April 1885, 3. 1500, dem geſtellten Begehren keine Folge und 
beftätigte die Statthalterei-⸗Entſcheidung mit der Motivirung, weil Re⸗ 
eurrent „durch die nach der Gewerbeordnung erfolgte Anmeldung als 
Handelsagent zu Privatgeſchäftsvermittlungen in anderen als Handels- 
geſchäften im Sinne des Artikel V, lit. k des kaiſ. Patentes vom 
20. December 1859 (R. G. Bl. Nr. 227) nicht berechtigt erſcheint, 
das Geſchäft der Vermittlung von Gelddarlehen aber nach Art. 271 
und 272 des Handelsgeſetzbuches nicht ein Handelsgeſchäft iſt.“ P. 


Die Bewilligung der Erecution wegen eines aushaftenden Zins: 

ſteuerſtrafbetrages iſt auf Grund eines von der politiſchen Behörde 

vorgelegten Rückſtandsausweiſes zu ertheilen. Es bedarf hiezu 
nicht der Vorlage des Straferkeuntniſſes. 


Mit Beſcheid vom 31. October 1882, 3. 40.278, hat das 
k. k. Landesgericht in Prag dem dortigen Magiſtrate über ſein Anſuchen 
de praes. 25. October 1882, 8. 40.278, auf Grund des beigebrachten 


Rückſtandsausweiſes des Steueramtes Prag vom 13. Juli 1882 die 


Einverleibung des executiven Pfandrechtes für die ſchuldige Zinsſteuer⸗ 
ſtrafe für das Jahr 1880 im Betrage von 10 fl. auf die in die Ver⸗ 


laſſenſchaft der Thereſia K. gehörige Baufläche des ehemaligen Haufes | 


Nr. C. 390— III in Prag, Parc. Nr. 479, bewilligt. 


Ueber den Recurs des Sequeſtrationscurators des Nachlaſſes nach 


Thereſia K. hat das k. k. Oberlandesgericht in Prag mit Erledigung 
vom 17. Jänner 1883, Z. 1812, den angefochtenen Beſcheid abgeändert 
und das Begehren des Prager Magiſtrates abgewieſen, weil eine ſäch— 


liche Haftung für die Zinsſteuerſtrafe nicht beſteht und das Erkenntniß 
gegen eine beſtimmte Perſon, welche zu dieſer Strafe verurtheilt wurde, 


nicht beigebracht worden iſt. 

Gegen die obergerichtliche Ecledigung brachte die k. k. Finanz⸗ 
procuratur no. des Steuerärars den Reviſionsrecurs ein und machte in 
demſelben geltend: Zu den Nebengebühren der Steuern gehören, wie 
die Verzugszinſen und Einhebungskoſten, auch die vom Geſetze auf die 
Verheimlichung von Erträgniſſen des Steuerobjectes geſetzten Strafen, 
wiewohl denſelben nur aus Billigkeitsgründen das Vorzugsrecht der Zins⸗ 


ſteuer nicht zuerkannt wurde. Wenn dem auch nicht ſo wäre, ſo hat der 


Magiſtrat für dieſe Strafe keine ſächliche Haftung, ſondern nur eine ſolche 
Haftung iu Anſpruch genommen, wie z. B. wegen Perſonalſteuern. Was 
die Nichtvorweiſung des Straferkenutniſſes betrifft, jo hat der Magiſtrat 
auf Grund eines ordnungsmäßig ausgefertigten Rückſtandsausweiſes die 
executive Einverleibung auf der Baufläche des Hauſes Nr. C. 389— II 
in Prag angeſucht. Es war daher nur zu unterſuchen, ob in dieſer Form 
dem Anſuchen ſtattgegeben werden könne oder nicht. Gemäß dem aflge- 
meinen Grundbuchsgeſetze erfolgt die Einverleibung des Pfandrechtes zur 
Execution auf Grund der Ausweiſe über rückſtändige Steuern und öffent- 
liche Abgaben, inſoferne fie nach den Geſetzen vollziehbar find (8 33 
lit. c). Der dem Einſchreiten zu Grunde gelangte Rückſtandsausweis des 
Steueramtes Prag vom 13. Juli 1882 hat alle Erforderniſſe der ange- 
führten Geſetzesſtelle, iſt deshalb ein vollkommen genügender Executions⸗ 
titel. Es werden faſt alle Executionen auf Grundlage von förmlichen 
Rückſtandsausweiſen anſtandslos geführt. Die Zuläſſigkeit wird durch 
die Hofdecrete vom 18. September 1786, J. G. S. Nr. 577, und 
vom 24. October 1806, J. G. S. Nr. 789, nachgewieſen. 


Ueber dieſen Reviſionsrecurs hat der k. k. oberſte Gerichtshof 
mit Entſcheidung vom 11. April 1883, Z. 4167, die angefochtene 
oberlandesgerichtliche Erledigung abzuändern und den Beſcheid des k. k. 
Landesgerichtes wiederherzuſtellen befunden: 

in der Erwägung, daß es ſich nicht um Geltendmachung der ſäch— 
lichen Haftung, ſondern um Sicherſtellung und Eintreibung einer hinter 
Thereſia K. als aushaftend ausgewieſenen Geldſtrafe handelt, und daß 
nach Hofdecret vom 24. October 1806, J. G. S. Nr. 789, den po⸗ 
litiſchen Behörden zuſteht, die erforderliche Sicherſtellung von Forderungen 
des Aerars zu veranlaſſen; 

in der Erwägung, daß der von dem Prager Magiſtrate mit 
der Eingabe dle praes. 25. October 1882, Z. 40.278, beigebrachte 
Rückſtandsausweis im Sinne des § 33, lit. e allg. Grundbuchsgeſetzes 
als öffentliche Urkunde anzufehen ift, auf Grund deren die Einverleibung 
des Pfandrechtes fiir die darin ausgewieſene Forderung des Steuerärars 
ſtattfinden kann und Thereſia K., gegen welche das Anſuchen darum 
gerichtet iſt, als Eigenthümerin des Reales, auf welchem die Sicher 
ſtellung erfolgen fol, im Grundbuche eingetragen erſcheint, dieſemnach 
der Beſcheid des k. k. Landesgerichtes vom 31. Oetober 1882, 
3. 40.278, im Geſetze begründet iſt. Ger.⸗H. 


Zuläſſigkeit der Wiedereinſetzung wider die verſtrichene Friſt zur 

Einbringung der Anfechtungskla e wider ein Grundlaſtenablöſungs⸗ 

Erkenntniß. Unzuläſſigkeit des Recurſes gegen die obergerichtliche 
Bewilligung einer ſolchen Wiedereinſetzung. 


Das k. k. Kreisgericht Korneuburg hat das von der Gemeinde 
W. eingebrachte Geſuch um Wiedereinſetzung gegen die ohne ihr Ver⸗ 
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ſchulden verſäumte Fallfriſt zur Einbringung ihrer Klage wider die 
n E. um Erkenntniß: Der Anſpruch dieſer Pfarre aus dem von 
der k. k. niederöſterreichiſchen Statthalterei beſtätigten Ausſpruche der 
k. k. Bezirkshauptmannſchaft Großenzersdorſ als Grundlaſtenablöſungs⸗ 
Commiſſion vom 30. Juli 1877, 3. 3890, beſtehe nicht zu Recht 
und es ſei die Gemeinde W. nicht ſchuldig, den Ablöſungsbetrag von 
8558 fl. 10 kr. zu bezahlen — nach Einvernehmung beider Theile am 
20. Jänner 1883, Z. 69, als unſtatthaft abgewieſen und unter Einem 
die mit dem Wiedereinſetzungsgeſuche vorgelegte Klage, welche urſprüng⸗ 
lich rechtzeitig bei dem k. k. Bezirksgerichte Großenzersdorf überreicht 
und von dieſem wegen Incompetenz zurückgewieſen worden war, als 
verſpätet eingebracht zurückgewieſen. 

Das k. k. Oberlandesgericht in Wien bewilligte dagegen am 
3. April 1883, Z. 5628, in Folge des Recurſes der Gemeinde W. 
die Wiedereinſetzung und verordnete die Annahme und vorſchriftsmäßige 
Erledigung der Klage mit folgender Begründung: 

Der $ 19 des niederöſterreichiſchen Landesgeſetzes vom 22. Jänner 
1875, Nr 38, beſtimmt, daß gegen ein von der Grundlaſtenablöſungs— 
Commiſſion geſchöpftes Erkenntniß binnen einer Fallfriſt von drei 
Monaten der Rechtsweg zu ergreifen und die Einbringung der Klage 
innerhalb derſelben Friſt auszuweiſen ſei, widrigens das Recht zur 
Klage erloſchen wäre und das Erkenntniß als rechtskräftig angenommen 
würde. Der § 21 dieſes Geſetzes verordnet, daß das Gericht eine 
verſpätete Klage zurückzuweiſen habe; das Gericht hat ſonach die Necht- 
zeitigkeit der Klageanbringung zu prüfen. Es kann daher keinem Zweifel 
unterliegen, daß mit dem Erkenntniſſe das Verfahren von Seite der 
politiſchen Behörde ſein Ende erreichte und die Wirkſamkeit der Gerichte 
von diefem Zeitpunkte an eingetreten iſt. Die im § 19 des obigen 
Geſetzes beſtimmte, jedoch von den Gerichten zu überwachende Friſt 
muß ſonach einer gerichtlichen Fallfriſt gleichgehalten werden und alle 
diesbezüglichen Beſtimmungen der a. G. O., daher auch jene über die 
Wiedereinſetzung, haben volle Anwendung. Dieſe Annahme erſcheint um 
ſo richtiger, wenn man noch weiters erwägt, daß, ebenſo wie bei einer 
Notion, in der Beſtimmung des $ 19 eine Aufforderung geſehen werden 
muß und die Klage einer aufgeforderten Klage gleichzuſtellen iſt, daß 
zur Einbringung einer ſolchen doch unzweifelhaft eine Reſtitution 
ertheilt werden kann, und daß es ungerecht wäre, bei ganz gleichen 
Fällen in dem einen die Zuläſſigkeit einer Reſtitution auszuſprechen, in 
dem anderen aber dieſelbe zu verneinen. Der Einwand, daß die geſetz— 
lichen Beſtimmungen über die Wiedereinſetzung gegen eine Notion 
Ausnahmsbeſtimmungen und ſtrenge auszulegen ſeien, iſt nach dem 
Vorgeſagten und insbeſondere mit Hinblick auf die Zeit ihrer Erlaſſung 
unbegründet. Endlich muß in Berückſichtigung gezogen werden, daß in 
der öſterreichiſchen Geſetzgebung die Zuläſſigkeit der Wiedereinſetzung im 
Allgemeinen ausgeſprochen erſcheint und daß daher eine Ausnahme 
ausdrücklich verordnet ſein muß, was vorliegend nicht der Fall iſt. 
Dieſen Ausführungen gemäß iſt überhaupt die Zuläſſigkeit einer Reſtitution 
gegen die Verſäumung der mehrerwähnten Fallfriſt auszuſprechen, es 
muß aber auch in dem gegebenen Falle dem Wiedereinſetzungsbegehren 
ſtattgegeben werden, weil dasſelbe nicht verſpätet eingebracht wurde, 
und andererſeits die Verſäumung der Friſt nur dem Vertreter der 
Recurrentin zur Laſt gelegt werden kann, da es deſſen Sache und nicht 
der rechtsunkundigen Partei war, in Erwägung zu ziehen, bei welchem 
Gerichte die Klage zu überreichen ſei. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof verwarf am 26. Juni 1883, 
3. 7456, den Reviſionsrecurs der k. k. niederöſterreichiſchen Finanz⸗ 
procuratur in der Erwägung, daß die durch das niederöſterreichiſche 
Landesgeſetz vom 22. Jänner 1875, Nr. 38, zur Anfechtung des von 
einer Verwaltungsbehörde unter Vorbehalt des Rechtsweges gefällten 
Ablöſungserkenntniſſes beſtimmte Klagefriſt augenſcheinlich keine Ver⸗ 
jährungsfriſt iſt, daß es an jeder geſetzlichen Beſtimmung ſehlt, welche 
die Gewährung der Wiedereinſetzung gegen die Verſäumung dieſer 
Klagefriſt verſagen oder die Entſcheidung hierüber den Gerichten ent⸗ 
ziehen würde, und daß die vorliegende Anfechtung der oberlandes— 
gerichtlichen Entſcheidung in Beziehung auf die Gewährung der Wieder— 
einſetzung gegen das Patent vom 1. Juli 1790, J. G. S. Nr. 31, 
verſtößt. Jur. Bl. 


Geſetze und Berorönungen. 


1884. II. Semeſter. 


Neichsgeſetzblatt für die im Neichsrathe vertretenen Königreiche 
und Länder. 

LVII. Stück. Ausgeg. am 5. December. — 187. Kundmachung des 
Finanzminiſteriums vom 28. November 1884, betreffend die Errichtung einer 
hauptzollämtlichen Expoſitur im landſchaftlichen Lagerhauſe zu Junsbruck. — 
188. Verordnung der Miniſterien des Handels und des Ackerbaues im Ein- 
vernehmen mit dem Miniſterium des Innern vom 5. December 1884, betreffend 
die Seefiſcherei. 

LVIII. Stück. Ausgeg. am 16. December. — 189. Verordnung des 
Miniſters für Cultus und Unterricht vom 26. November 1884, mit welcher 
im Einvernehmen mit dem k. k. Finanzminiſterium die von den Candidaten 
der theoretiſchen Staatsprüfungen zu entrichtenden Prüfungstaxen erhöht werden. 
— 190. Verordunng des Miniſteriums des Innern vom 1. December 1884, 
betreffend die Arzneitaxe für das Jahr 1885. — 191. Verordnung des Handels- 
miniſteriums vom 1. December 1884, womit dev § 35 des 1. Abſchnittes der 
proviſoriſchen Schifffahrts⸗ und Strompolizei-Orduung für die ober- und nieder⸗ 
öſterreichiſche Strecke der Donau (Verordnung des Handelsminiſteriums vom 
31. Anguſt 1874 [R. G. Bl. Nr. 122) abgeändert wird. 

LIX. Stück. Ausgeg. am 20. December. — 192. Verordnung des Geſammt⸗ 
miniſteriums vom 19. December 1884, betreffend die Einſtellung der Wirkſamkeit 
der Geſchwornengerichte für den Gerichtshofſprengel Wiener-Neuſtadt in Nieder— 
öſterreich. 

LX Stück. Ausgeg. am 23. December. 193. Kundmachung des 
Finanzminiſteriums vom 16. December 1884, betreffend die Errichtung eines 
königl. ſächfiſchen Nebenzollamtes 1. Claſſe in Roßbach. — 194. Kundmachung 
des Handelsminiſteriunss vom 16. December 1884, betreffend Abänderungen 
und Ergänzungen der Allerhöchſten Conceſſiousurkunde vom 27. Juli 1882 
(R. G. Bl. Nr. 117) für die Localbahn von Pohl (Weißkirchen) nach Wsetin mit 
der Abzweigung nach Rozuau. — 195. Kundmachung des Haudelsminiſteriums 
vom 17. December 1884, betreffend die Uebertragung der Allerhöchſten Con- 
ceſſion vont 25. Jänner 1877 (R. G. Bl. Nr. 15) für die Locomotiveiſenbahn 


von der Stadt Elbogen zur Station Elbogen-Neuſattel der a. priv. Buſchtehrader 


Eiſenbahn auf die Oeſterreichiſch⸗ungariſche Loealeiſenbahn⸗Geſellſchaft in Prag. 

LXI. Stück. Ausgeg am 24. December. — 196. Erlaß des Finanz- 
minifteriung vom 16. December 1884 mit Beſtimmungen zu den den Dolainski' 
ſchen, V. Prickſchen und A. M. Beſchorner'ſchen Spiritusmeßapparat betreffenden 
Verwendungsvorſchriften. — 197. Geſetz vom 21. December 1884, betreffend 
die Forterhebung der Steuern und Abgaben, dann die Beſtreitung des Staats- 
aufwandes in der Zeit vom 1. Jänner bis Ende März 1885. 198. Geſetz 
vom 22. December 1884, betreffend die Verlängerung der zeitweiligen Einſtellung 
der Wirkſamkeit der Geſchworneugerichte für die Gerichtshofſprengel Wien und 
Koruenburg. — 199. Geſetz vom 22. December 1884, womit die Geltung 
des Geſetzes vom 28. Februar 1882 (R. G. Bl. Nr. 22), betreffend die Ein⸗ 
führung von Ausnahmsgerichten in Dalmatien, für den Gerichtshofſprengel 
Cattaro verläugert wird. — 200. Verordnung der Miniſterien des Innern, der 
Juſtiz und der Landesvertheidigung vom 23. December 1884, betreffend die 
Ausführung des Geſetzes vom 22. December 1884 (R. G. Bl. Nr. 199), womit 
die Fortdauer der Wirkſamkeit der Militärgerichte in Dalmatien verlängert wird. 

LXII. Stück. Ausgeg. am 31. December. — 201. Geſetz vom 26. De- 
cember 1884, betreffend die Einlöſung der Erzherzog Albrechtbahn durch den 
Staat. — 202. Verordnung des Miniſteriums des Innern vom 26. December 
1884, betreffend die Feſtſtelluug des Tages der Ausgabe und der Verſendung des 
XIV. Stückes des Reichsgeſetzblattes vom Jahre 1859. — 203. Gefetz vom 28. De⸗ 
cember 1884 wegen neuerlicher Verlängerung der Wirkſamkeit des Geſetzes vom 
25. Mai 1880 (R. G. Bl. Nr. 56), betreffend die Zugeſtändniſſe und Begünſtigungen 
für Loralbahnen. 


Landes⸗Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Erzherzogthum 
Oeſterreich unter der Enns. 

XV. Stück. Ausgeg. am 23. September. — 19. Verordnung des k. k. Statt⸗ 
halters im Erzherzogthume Oeſterreich unter der Enns vom 3. September 1884, 
3. 36.123, betreffend die Erlaffung eines neuen Statutes über die Beſorgung 
der Curangelegenheiten für den Eurort Baden. 

XVI. Stück. Ausgeg. am 16. October. — 20. Verordnung des k. k. Statt⸗ 
halters im Erzherzogthume Oeſterreich unter der Enns vom 26. September 1884, 
Z. 41.892, betreffend die Erlaſſung einer neuen Cuxtaxordnung für den Curort 
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1884, Z. 16.292, betreffend den Beginn der Amtswirkſamkeit des Bezirksgerichtes 
Unter-Meidling in Niederöſterreich. 

XVII. Stück. Ausgeg. am 18. October. — 22. Kundmachung des k. k. 
Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich unter der Enns vom 16. October 
1884, 3. 16.088, betreffend die neue Wahlordnung für die niederöſterreichiſche 
Handels⸗ und Gewerbekammer. 

(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 

Seine Majeſtät haben dem außerordentlichen Geſandten und bevollmäch⸗ 
tigten Miniſter am königl. däuiſchen Hofe Karl Freiherrn von Franckeuſtein 
die Würde eines geheimen Rathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben den mit Titel und Charakter eines Statthalterei⸗ 
rathes bekleideten Bezirkshauptmann Friedrich Hauer zum Statthaltereirathe der 
Statthalterei in Linz ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Oberingenieur Frauz Kraus anläßlich deſſen 
Penſionirung den Titel und Charakter eines Baurathes taxfrei verliehen. 


Erledigungen. 

Sanitätsaſſiſtentenſtelle (uicht adjutirte) bei einer der k. k. Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaften in Oberöſterreich, bis 25. Juni. (Amtsbl. Nr. 120.) 

Statthaltereiſecretärsſtelle in Böhmen, bis 10. Juni. (Amtsbl. Nr. 122.) 

Haupteaſſiersſtelle bei dem k. k. Hauptpunzirungsamte in der achten 
Rangsclafſe gegen Cautionserlag, bis Mitte Juni. (Amtsbl. Nr. 122.) 

Verwaltersſtelle bei den Verzehrungsſteuer-Linienämtern in Wien in der 
neunten, eventuell eine Controlorsſtelle, dann eine Offieialsſtelle in der zehnten 
aa eine Aſſiſteuteuſtelle in der eilften Rangsclaſſe, bis Ende Juni. (Amtsbl. 

r. 122.) 

Forſtelevenſtelle bei der k. k. Forſt⸗ und Domänendirection in Gmunden 

mit 500 fl., eventuell 600 fl. Adjutum, bis Ende Juni. (Amtsbl. Nr. 122.) 


Verlag 
der Manz'schen k. k. Hot-Verlags- und Universitäts-Bnehhandlung in 
Wien, I., Kohlmarkt 
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l. 
Vorgestern wurde von uns ausgegeben: 
Die 
Durchführungs- Verordnungen 
zum VI. Hauptstücke der 


Gewerbe-Ordnung. 


Im Auftrage des k. k. Handelsministeriums 
herausgegeben von 
Bela Freiherrn von Weigelsperg, 
k. k. Sectionsrath im Unandelsministerium. 
Preis inclusive Franco-Postversendung nach überall 45 kr, 


Diese Ausgabe enthält die sämmtlichen erflossenen Bestimmun- 
gen über die bauer der Arbeitszeit, deren Unterbrechung, der Ar- 
beitspausen, die Aufführung jener Gewerbe und Fabriken, denen eine 
ganze oder theilweise Sonn- und Feiertagsarbeit gestattet ist eto. ete. 
und macht sich dieserhalb für die Verwendung im Amte sehr empfeh- 
lenswerth. 

Um obigen Preis sind lie „Burchführungs-Verordnungen" apart 
vom Verlage oler durch jede Buchhandlung zu beziehen, dieselben 
bilden aber auch das Supplement-Heft des bei uns erschienenen: 


Compendium 


der auf das 


Gewerbe-Wesen 


bezugnehmenden 


Gesetze, Verordnungen mud sonstigen Vorschriften. 


Herausgegeben von 
Bela Freiherrn von Weigelsperg, 
k. k. Sectionsrath im Handelsministerium, 
zweite unter Bezug auf das VI. Hauptstück und aller ferner erlasse- 
nen Anordnungen bedeutend erweiterte Auflage. 
30 Bogen. Gross-Oetav-Format. Preis: cartonnirt 3 fl., gebunden in 
Leinen 3 fl. 60 kr., 
welches ebenfalls gegen Einsendung des Betrages mittelst Postanwei- 
sung franco nach überall versendet wird. 


Hiezu für die P. T. Abonnenten der Zeitſchrift ſammt 
den Erkenntniſſen des k. k. Verwaltungsgerichtshofes als Beilage: 


Baden. — 21. Verordnung des k. k. Juſtizminiſteriums vom 29. September | Bogen 5 der Erkenntnuiſſe 1885. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


